
  
 
 

In der Kölner Sylvesternacht hat ein Angriff auf Grundrechte unseres Landes 

stattgefunden 
 

Der Landfrieden ist gebrochen 
 

Von Gerd Held 

 

 

it dem Jahreswechsel und den Er-

eignissen in Köln und anderen deut-

schen Großstädten ist die Migrationskrise 

offen ausgebrochen. Damit ist eine Gefahr, 

die die Migrationsströme immer schon mit 

sich führten, zur zerstörerischen Realität 

geworden. In Köln hat ein Massenübergriff 

auf die Grundrechte unseres Landes statt-

gefunden, es war eine unverhohlene, de-

monstrative Verachtung der Verfassung 

der Bundesrepublik. Personen, die sich 

unter dem Titel „Flüchtling“ und „Asyl-

bewerber“ Zutritt zum Bundesgebiet ver-

schafft haben (ermöglicht durch die pau-

schale Grenzöffnung der Bundeskanzle-

rin), haben sich zusammengerottet und 

eine Situation herbeigeführt, die man als 

Landfriedensbruch bezeichnen muss. Die 

Polizeikräfte sahen weitgehend hilflos zu, 

wie der Mob Gewalttaten gegen Frauen 

und Mädchen beging. Kleinere Zusam-

menrottungen von Migranten hat es schon 

vorher gegeben, jetzt ist der Dammbruch 

da. Von nun an müssen die Bürger überall 

in Deutschland mit solchen Übergriffen 

rechnen. Wir schlittern in eine Situation 

des permanenten Landfriedensbruchs.  

   Und schon gibt es ein weiteres Ereignis: 

Es wurde gemeldet, dass der Mann, der vor 

wenigen Tagen versuchte, mit einem 

Schlachtermesser bewaffnet in ein Pariser 

Polizeirevier einzudringen, als Asylbewer-

ber in einer deutschen Migrantenunterkunft 

(Recklinghausen) lebte. Was noch schwe-

rer wiegt: Dieser Mann hatte nicht nur eine 

Registrierung als Asylbewerber „Walid 

Salihi“, sondern war zugleich noch unter 

weiteren Namen an anderen Orten regis-

triert – die von ihm angegeben Staatsange-

hörigkeiten waren mal syrisch, mal marok-

kanisch, mal georgisch. Das deutet darauf 

hin, dass die Behörden die Kontrolle über 

die sich in Deutschland bewegenden Mig-

ranten verloren haben. Zugleich gibt es 

eine zweite Meldung, nach der den Poli-

zeibehörden sehr wohl bekannt war, dass 

diese Person schon mehrfach schwere 

Straftaten begangen hatte. Wie kann es 

sein, dass dieser Mann in einem offenen 

Asylbewerberheim untergebracht wurde? 

Bewahrheiten sich also die schlimmsten 

Befürchtungen über die Gefährdungen, die 

von solchen Heimen für die Nachbarschaft 

ausgehen?  

   Wir stehen vor einem Abgrund von 

Staatsversagen. Auch vor einem Abgrund 

an schamlosen Lügen gegenüber den Bür-

gern. Dies hat auch eine europäische Di-

mension. Die Lage, die durch Entschei-

dungen der Kanzlerin in Deutschland her-

beigeführt wurde, wird zur Bedrohung für 

die Nachbarländer. Mitten in Europa ist 

Merkels Migrantenprotektorat zum idealen 

Ausgangspunkt für Terrorübergriffe gegen 

andere Staaten geworden.           

 

Eine Migrationswelle, für die der 

deutsche Landfriede nicht zählt  
  

Seit dem Jahreswechsel haben wir es nicht 

mehr mit theoretischen Gefahren zu tun. 

Es geht um vollendete Taten. Doch welche 

Rechtsgüter sind hier eigentlich betroffen? 

Schon gibt es Kommentatoren, die eine 

Grundsatzdebatte über „das Verhältnis von 

Männern und Frauen“ führen wollen. Sie 

tun so, als gehe es um einen Konflikt zwi-

schen sozialen Gruppen, am Ende gar um 

eine psychologisch-biologische Dispositi-
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on „der Männer“. Es geht aber um öffentli-

che Rechtsgüter. Es gibt in Deutschland 

einen historisch erreichten Standard des 

öffentlichen Lebens, der es jedem gestattet, 

sich frei und ohne Gefährdung durch Ge-

walt in der Öffentlichkeit zu bewegen. 

Dieser Standard ist nicht bloß ein „Wert“, 

den wir haben, sondern er ist ein allge-

meinverbindliches Recht – ohne Rücksicht 

auf Kultur, Religion, Geschlecht. Es ist 

kein Privatrecht für die Beziehung zwi-

schen einzelnen Bürgern, sondern Staats-

recht. Jeder einzelne Angriff ist ein Angriff 

auf die Allgemeinheit, auf die Res Publica. 

Jede Duldung von Vergehen in diesem 

Bereich, jede Rückstufung des Rechts in 

einen bloßen „Wert“ beschädigt diese Res 

Publica. Es beschädigt den Landfrieden. 

So fallen wir wieder in Verhältnisse zu-

rück, in denen das Recht des Stärkeren 

entscheidet. Es entstehen Situationen, die 

Vordenker des modernen Staates und sei-

nes Gewaltmonopols als Kampf „aller ge-

gen alle“ bezeichnet haben. Mit einem 

Schlag sieht sich die Bundesrepublik 

Deutschland zurückgeworfen auf einen 

Rohzustand, so als müssten wir wieder bei 

einem zivilisatorischen Nullpunkt anfan-

gen. Als wäre unser Land ein unbeschrie-

benes Blatt. Als wären alle erfolgreichen 

Kämpfe um Recht und Republik vergessen 

und alle Fortschritte annulliert. 

   Und hier, genau hier, handelt es sich tat-

sächlich um ein Migrationsproblem. Mit 

der jetzigen Massenmigrationswelle kom-

men Personen ins Land, bei denen man den 

zivilisatorischen Stand und das Rechtsbe-

wusstsein, das den – geschichtlich errun-

genen – Grundkonsens der Bundesrepublik 

ausmacht, nicht voraussetzen kann. Natür-

lich wird man hier immer Einzelpersonen 

mit bewundernswerten Biographien finden, 

auch unter den Armen und wenig Gebilde-

ten dieser Welt, aber im gesellschaftlichen 

Maßstab bringen die Gruppen, die aus dem 

arabisch-afrikanischen Raum einwandern, 

diesen Stand nicht mit. Sie wissen nichts 

von dem inneren Prozess, der historisch 

zur Unterwerfung unter den Landfrieden 

(das Gewaltmonopol des Staates) führte. 

Zu einer freiwilligen Unterwerfung aus 

Vernunftgründen. Diese höhere Form der 

Loyalität haben sie nicht erworben. Oder 

sie haben sie hinter sich gelassen, als sie 

ihr Land verließen, und bewegen sich nun 

als Freischärler. Sie haben nie den Land-

frieden in Deutschland (und Europa) mit-

getragen. Sie fühlen sich nicht an ihn ge-

bunden. Man muss hier gar keine besonde-

re Bösartigkeit unterstellen, es genügt das 

Fehlen jener Bindungen, die das öffentli-

che Leben unseres Landes ausmachen und 

die nur in geschichtlichen Zeitmaßen er-

worben werden können.  

   Massenmigration und Landfrieden stehen 

in einem Konfliktverhältnis. Jede Mas-

senmigration   stellt den erreichten Land-

frieden des Empfängerlandes in Frage. Sie 

bringt eine Bevölkerungsgruppe ins Land, 

die außerhalb dieses Friedens steht  – je-

denfalls dann, wenn sie nicht Binnenwan-

derung ist (wie im Nachkriegsdeutschland) 

oder aus einem Land mit vergleichbarem 

politischem Stand erfolgt.  

 

Der Fluch der großen Zahl 
 

Die Berichte, die uns aus Köln erreichten, 

zeigen immer wieder eine Situation: Die 

betroffenen Frauen (auch ihre männlichen 

Begleiter) sahen sich einer dominanten 

Mehrheit gegenüber. Die Gewalttaten 

wurden dadurch eingeleitet, dass die An-

greifer solche Mehrheitssituationen her-

stellten. Die Betroffenen sahen sich um-

ringt, blockiert, abgeschirmt gegenüber 

den Blicken der Öffentlichkeit, dann be-

grabscht, gestoßen, beraubt und so weiter. 

Wer in dieser Situation an Gegenwehr 

dachte, musste mit schwerster Gewalt 

rechnen, insbesondere mit Messerangrif-

fen.  

   Solche Situationen werden vielfach be-

richtet. Das gibt es die Krankenschwester, 

die von einer Roma-Familie bedroht wurde 

(„Wir warten draußen auf Dich“), weil sie 

ihr pflichtgemäß den Zugang in die Inten-

sivstation verwehrt hat. Da wird von ver-

schiedenen Schulen berichtet, dass es üb-

lich ist, dass deutsche Schüler an ihrem 

Geburtstag von Migrantenschülern Grup-

penkeile auf dem Schulhof oder auf dem 



Heimweg bekommen. Und da sind die 

Menschen, die sich an der Kölner Dom-

platte an Polizisten gewandt hatten und 

nachher auf dem Heimweg von Migran-

tengruppen verfolgt wurden.   

   Es handelt sich also um ein Mengenprob-

lem: Im Laufe des Jahres 2015 sind so vie-

le Migranten ins Land geströmt, dass sie 

auf öffentlichen Plätzen, an Bahnhöfen, 

vor Einkaufszentren, in Parks schnell 

schlagfähige Mehrheiten bilden können 

(und ebenso schnell wieder auflösen kön-

nen). In kleineren Orten genügen oft schon 

10-20 Leute, um so die Macht zu ergreifen. 

Die Zahl von 1 bis 1,5 Millionen Migran-

ten, die 2015 ins Land gelassen wurden, ist 

daher keine bedeutungslose, keine un-

schuldige Zahl. Das haben uns über Mona-

te diejenigen weismachen wollen, die ve-

hement gefordert haben, man müsse „den 

einzelnen Menschen“ sehen. Und schon 

das Zählen sei ein inhumaner Akt. Spätes-

tens seit Köln sind sie widerlegt.   

   Deshalb ist die Hauptkonsequenz, die 

jetzt gezogen werden muss, einer soforti-

ger Stopp der Zuwanderung. Wir brauchen 

umgehend ein Moratorium bei der Migra-

tion: Die Grenzen der Bundesrepublik 

Deutschland sind gegenüber jedem zu 

schließen, der nicht bereits ein geprüftes 

Visum hat – so wie es zuletzt Schweden 

und Dänemark mit ihren Grenzen getan 

haben.   

   Das Moratorium muss dazu genutzt wer-

den, um eine verlässliche, vollständige und 

zentralisierte Identifizierung und An-

spruchsklärung aller ins Land geströmten 

Migranten durchzuführen. Gegenwärtig 

haben wir auf der kommunalen Ebene viel-

fach anarchische Registrierungszustände. 

Manche Behörden wissen sich nicht anders 

zu helfen, als ohne nähere Prüfung und 

Datenabgleich den Status des Asylbewer-

bers zu verleihen. Teilweise werden Sozi-

alleistungen ohne regelmäßige persönliche 

Präsenzpflicht gewährt (Berlin!). Auch das 

ist der Fluch der großen Zahl. Ohne ein 

flächendeckendes Durchkämmen der Re-

publik mit systematischen Personenkon-

trollen werden wir diesen Fluch nicht los. 

Das wird Monate (vielleicht Jahre) dauern. 

Wir können froh sein, wenn es in dieser 

Zeit nicht zu Bürgerkriegssituationen 

kommt.     

   Noch eine dritte Maßnahme ist unver-

zichtbar, wenn die Bewegung von Zigtau-

senden von Personen, deren Loyalität zur 

Bundesrepublik ungewiss ist, unter Kon-

trolle gebracht werden soll. Da eine Ein-

zelbeobachtung von Personen völlig un-

möglich ist, wird man um geschlossene 

Lager (nach dem Vorbild der „Transitzo-

nen“ an Flughäfen) nicht herumkommen. 

Wenn der Vorschlag „Wohnsitzauflagen“ 

(Vizekanzler Gabriel) ernst gemeint ist, 

dann lässt sich das bei Personen mit unge-

klärtem Status und bei Personen, die keine 

Asylgründe haben oder ihren Asylanspruch 

verwirkt haben, gar nicht anders umsetzen. 

Ohne solche Lager würde jeder Ermitt-

lungserfolg der Polizei sofort wieder zu-

nichte gemacht. Einschränkungen der Frei-

zügigkeit sind durch das Grundgesetz im 

Art. 11, Abs. 2 ausdrücklich – gegenüber 

den deutschen Staatsbürgern – gestattet. Es 

wäre eine absurde Ungleichbehandlung, 

wenn ein Gericht den Migranten eine un-

einschränkbare Freizügigkeit zuerkennen 

würde.    

   Es ist in diesen Tagen viel vom „Voll-

zugsdefizit“ die Rede, wenn Politiker 

schärfere Gesetze ablehnen wollen. Doch 

hüten sich diese Politiker meistens, die 

Vollzugsmaßnahmen zu benennen, die sie 

gestärkt wissen wollen. Voilà, hier hätten 

wir die Maßnahmen. Schließung der Bun-

desgrenzen, systematische Identitätskon-

trollen, Einrichtung von Sammellagern 

sind Maßnahmen, die die Bundesrepublik 

in eigener Verantwortung treffen kann und 

bei der sie nicht auf die Zustimmung Drit-

ter angewiesen ist. Es sind auch Maßnah-

men, die ohne absurde Erhöhungen des 

Personals bei Behörden, Polizei und Justiz 

auskommen. Das grundlegende Zahlen-

problem in Deutschland liegt nicht beim 

Personal des Staates, sondern bei den Mig-

ranten. Was für eine schamlos-dumme 

Täuschung: Während man lauthals über 

knappes Personal klagt, steigert man die 

schon völlig überhöhten Migrationszahlen 

noch weiter. Schon erklärt das zuständige 



Bundesamt, es rechnet für 2016 mit weite-

ren 500000 Migranten – als gäbe es die 

politische Entscheidung gar nicht mehr, ob 

wir das zulassen oder nicht.   

 

Die Grenzöffner nehmen die Opfer 

billigend in Kauf 

 

Man muss sich die Situation bildlich vor 

Augen führen. Jeden Morgen häufen sich 

auf den Schreibtischen von Merkel, Alt-

maier und de Maizière neue Meldungen 

über Gewalt, Täuschung und hilflose Ver-

waltungen. Sie hätten es in der Hand, noch 

am gleichen Morgen die Anweisung an die 

Bundespolizei zur Grenzschließung zu 

geben. Sie könnten auf das bestehende 

Angebot der bayrischen Landesregierung 

zurückgreifen, Kräfte der bayrischen Lan-

despolizei einzusetzen. Sie tun es nicht. 

   Gut, wenn es so ist, dann gilt: Wer so 

handelt, der nimmt die Gewaltopfer von 

Köln und all die Übergriffe, die noch fol-

gen werden, billigend in Kauf. Ob diese 

Charakterisierung des Regierungshandelns 

im juristischen Sinn zutreffend ist, müssen 

andere beurteilen. Aber im politischen 

Sinne trifft sie zu. Frau Merkel nimmt ja 

eine Abwägung vor: Die Übergriffe und 

Beschädigungen des öffentlichen Lebens, 

die nicht mehr zu leugnen sind, auf der 

einen Seite – die Grenzöffnung, die Merkel 

zum „humanitären Imperativ“ erklärt hat, 

auf der anderen Seite. In dieser Abwägung 

hat Merkel entschieden, dass die Übergrif-

fe und Beschädigungen hinzunehmen sind. 

Sie hat das sehenden Auges (mit einem 

recht kalten Blick) entschieden. Nach Köln 

kann sie sich bei neuen Angriffen auf den 

Landfrieden nicht mehr darauf herausre-

den, das sei völlig überraschend und sie sei 

„tief erschüttert“. Nein, die weiteren Opfer, 

 

 

 

 

 

 

 

 

 die uns drohen, sind politisch dem Kurs 

der Kanzlerin zuzurechnen. Es sind die 

Opfer all derjenigen, die immer noch jede 

Migrationsbegrenzung zum Tabu erklären.  

   Von In-Kauf-Nehmen wird man auch bei 

denjenigen sprechen müssen, die jetzt der 

Strafverfolgung der Täter Knüppel zwi-

schen die Beine werfen. Wer Kameras auf 

öffentlichen Plätzen oder in den öffentli-

chen Verkehrsmitteln ablehnt, nimmt wei-

tere nicht geahndete Gewalttaten in Kauf. 

Wer eine Verlängerung der Videospeiche-

rung ablehnt, ebenso. Wer die Festlegung 

der Migranten auf einen bestimmten Auf-

enthaltsort ablehnt oder gar für „grundsätz-

lich rechtswidrig“ erklärt, verlangt von den 

Bürgern, die Zunahme vagabundierender 

Gewalttaten bis auf weiteres hinzunehmen. 

Man sollte auch aufmerksam beobachten, 

wie sich nun die Gerichte verhalten werden 

und in wieweit sie bereit sind, Positionen 

des Staatsrechts im Namen des humanitä-

ren Imperativs aufzugeben. Das Kopftuch-

Urteil des BVG lässt Böses ahnen.  

   Es geht um die Handlungsfähigkeit des 

Staates. Verlorene Handlungsfähigkeit ist 

oft nur dadurch wiederzugewinnen, dass 

man das Handlungsfeld verkleinert. Die 

politische Führung Deutschlands hat sich 

im „Off“ unendlicher Ansprüche verloren, 

ob es nun um „Willkommenskultur“, „In-

tegration“ oder „Bekämpfung der Migrati-

onsursachen“ geht. Die Ereignisse vom 

Jahresanfang 2016 weisen deutlich in 

Richtung einer Begrenzung. Nicht die gro-

ße Offensive der Weltrettung steht an, 

sondern etwas Defensiveres. Ein überdehn-

tes Handlungsfeld muss wieder verkleinert 

werden. Deutschland muss zeigen, dass es 

seine Res Publica zu hüten weiß. Nur 

dadurch wird es auch international wieder 

eine kalkulierbare Macht.  

 

 

(Manuskript vom 13.1.2016, erschienen 

auf der Onlineplattform „Die Achse des 

Guten“ am 14.1.2016, siehe auch der Text 

„Über den Landfrieden“ im Rahmen mei-

ner neuen Kolumne auf der Onlineplatt-

form „Tichys Einblick“)  

 


